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woxx: Herr Fayot, alle
Welt spricht nach dem
ScheiterndesBrüsseler Gip-
fels davon: Sind wir beim
Europa der zwei Geschwin-
digkeiten angekommen?
BenFayot: Das Kerneuropa

ist eine Zauberformel, über
die viele reden. Ich meine
aber, dass i m Augenblick
überhaupt noch nicht klarist,
was man unter einem so ge-
nannten Kerneuropa oder Eu-
ropa der zwei Geschwindig-
keitenversteht.
Länder wie Deutschland,

Frankreich, Italien und die
Benelux-Staaten, die in ver-
schiedenen Bereichen stär-
ker zusammenarbeiten und
dadurchandereLänder mit-
ziehen...
Ja, einigesprechenvondie-

sem Kerneuropa, das ohne
die anderen EU-Länder für ei-
nige Jahre in der Integration
fortschreitet. Aber in der In-
tegration wozu? Will man
neue Zuständigkeiten oder
will man bestehende Zustän-
digkeiten ausbauen? Bei be-
sti mmten Themen macht es
nicht viel Sinn, alleine voran-
zuschreiten.
WelchezumBeispiel?
Zum Beispiel bei m so ge-

nannten dritten Pfeiler, dem
Raum für innere Sicherheit
und soziale Gerechtigkeit.
Meine Erfahrung aus dem
Konventist, dass es einigege-
meinsame Linien gibt, aber

wenn man inhaltlich tieferge-
hend diskutiert, gibt es große
Unterschiede zwischen den
Ländern. Die Europäische
Staatsanwaltschaft soll nach
Luxemburg kommen. Aber
der Staatsanwalt existiert bis-
lang lediglich virtuell. Es ist
noch völlig unklar, umwas er
sich konkret kümmern soll:
um kleinere, rechtliche Un-
sti mmigkeiten beim Unions-
haushalt oder umtransnatio-
nale Kri minalität? Das ist ein
Riesenunterschied. Der dritte
Pfeiler ist aber ein guter Be-
weis dafür, dass wir flexible-
re Entscheidungsstrukturen
brauchen. Das ist auch ein
Anliegender Bürger.
Sind Sie sicher? Die Be-

denken, dieausderBevölke-
rungundvonderZivilgesell-
schaft bislang gegen Euro-
pageäußert werden, betref-
fendochgeradedieThemen-
bereicheinnere undsoziale
Sicherheit.
Sicher, wir braucheneinso-

ziales Europa. Aber wenn wir
einen Sockel von sozialen
Standards bekommen, muss
man wissen, dass einige Län-
der darunter, andere darüber
liegen werden. Luxemburg
beispielsweise hat ein relativ
hohes Niveau sozialer Sicher-
heit. Es ist zwar ein Anliegen
aller europäischen Gewerk-
schaften und der Zivilgesell-
schaft, hier auf einen mög-
lichst hohen Nenner zu kom-
men. Es gibtjedocheinige Re-

gierungen, denen nicht sehr
viel an sozialen Standards
liegt. Trotzdemist ein Sockel
auf europäischer Ebene wich-
tig: Weil er Europazusammen-
hält und weil so verhindert
wird, dass sich das neolibera-
le Wirtschaftsmodell überall,
auch in Luxemburg, durch-
setzt.
Das klingt nach Minimal-

standards.
Ich habe mich i mmer ge-

gen Mini malstandards ausge-
sprochen. Ich möchte einen
mittleren Sockel für alle, wo-
bei selbstverständlich jedes
Land, das dies will, auchdarü-
berliegenkann. Wir brauchen
den sozialen Wohlfahrtsstaat;
er erhält diesoziale Kohäsion.
Das muss man unbedingt vo-
ranbringen- nicht mit Schlag-
worten, sondern mitInhalten.
Wiesoll dasgeschehen?
Wir haben ja bereits ein

paar Dinge in den Konvents-
entwurf einer Verfassung hi-
neingeschrieben. Das wird oft
übersehen. Der Entwurf
spricht von sozialer Markt-
wirtschaft, von Vollbeschäfti-
gung, umnur zwei zunennen.
Aber nur in allgemeiner

undunverbindlicherForm.
Das sti mmt, sie müssen

noch mit Inhalt gefüllt wer-
den. Es fehlt nochangesetzli-
chen Grundlagen. Aber die
Grundideen sind da. Die Kon-
ventsverfassung hat die libe-
rale Grundhaltung der EU

doch etwas abgemildert. Da-
mit muss man jetzt arbeiten,
dasist eine Aufgabe des Euro-
paparlaments, der Kommis-
sion und hängt von der zu-
künftigen Gewichtung der po-
litischenKräfteinEuropaab.
Und wo bleiben dabei die

Zivilgesellschaft unddie Be-
völkerung?
Ichbedauereauch, dass wir

i m Vorfeld und während des
Konvents nicht mehr Publi-
kumsarbeit gemacht haben.
Ich hätte mir noch ein oder
zwei zusätzliche Hearings in
Luxemburg gewünscht. Zu-
dem hätten wir diese über
Chamber-TV übertragen sol-
len. Immerhin hatten wir eine
Informationskampagne vor
dem Konvent, das Hearing
undeinenJugendkonvent.
Von Öffentlichkeitskam-

pagnen in Sachen Europa
warin Luxemburgaber bis-
herkaumetwaszusehen.
Öffentlichkeitsarbeit bringt

nichts, wennsichdie Politiker
nicht mitengagieren. Europa
ist bisher vonobenherabdik-
tiert worden, nicht von den
BürgernzudenPolitikern. Der
Konvent war der erste Ver-
such, dies zu ändern. Wir ha-
ben allerdings das Problem,
dass die wenigstens luxem-
burgischen Politiker auf Euro-
paspezialisiert sind. Die meis-
ten sind Gemeindepolitiker,
also Schöffen und Bürger-
meister, undhabenviel auf lo-
kaler undregionaler Ebene zu
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tun. Als ich noch i m Europa-
parlament war, habe ich Auf-
klärung nach Kräften ver-
sucht: mit Reden, mit Arti-
keln, mit Veranstaltungen
quer durchs Land. Meine per-
sönliche Meinungist, dass die
Europaabgeordneten diesbe-
züglich mehr machen müss-
ten. Mit den Mitteln, die sie
haben, könntensiees. Aber es
verlangt von den Politikern
sichzuspezialisieren, pädago-
gisch und medientechnisch
aktiver zu werden, statt den
Eindruck zu vermitteln, Euro-
pa sei ziemlich weit weg und
eigentlichnicht sehrrelevant.
Wichtigscheint vor allem

der nationale Bauchnabel.
Die Debatte umdieStimmen-
gewichtung und die Anzahl
der EU-Kommissare wurde
auch von luxemburgischen
PolitikerInnen recht einsei-
tiggeführt.
Mit der Frage der Gewich-

tung wurdeund wirdviel Pole-
mik gemacht. Als ich nochi m
Europaparlament war, habe
ich von Besuchern vor allem
zwei Fragen gestellt bekom-
men: Wo bleibt der Einfluss
unseres kleinen Landesin der
EU? Und behalten wir unsere
Abgeordnete und Kommissa-
re? Sehr viel mehr kam da
nicht. Deshalb war es einrela-
tiv mutiger Vorschlag der Be-
nelux-Länder - unter Vorsitz
Luxemburgs -, die zukünftige
Kommission mit rotierenden,
sti mmberechtigten und nicht-

sti mmberechtigten Kommis-
sarenbesetzenzu wollen.
Dieser Mut ist bei der Be-

völkerung aber kaumange-
kommen.
Ja. Ich habe in Diskussio-

nen immer wieder die Mei-
nunggehört, Luxemburg müs-
se unbedingt seinen Kommis-
sar behalten. Die Fragen, was
der Kommissar denn zu tun
hat und wiegroßseinEinfluss
ist, blieben meistens unbe-
achtet. Viviane Reding kann
als Bildungs- und Kulturkom-
missarinProgrammeerstellen
und begleitendeInitiativenin
ihrem Themenbereich neh-
men, aberi mInner Circle, was
den politischen undgesetzge-
berischen Einfluss anbelangt,
ist sie nicht. Diese Diskussion
geht den meisten Leuten je-
dochschonzu weit.
Wiegehtes weiter, welche

Themen gehören Ihrer Mei-
nungnach 2004in den Vor-
dergrund?
Ich meine, trotz derSchwie-

rigkeiten muss die institutio-
nelle Straffung weiter forciert
werden, damit die EU insbe-
sondere in den Verfahren der
Beschlussfassung voran-
kommt. Das heißt: so weit wie
möglich Mehrheitsentschei-
dungen. Vor allem muss der
demokratische Ansatz, deri m
Konventlag, erhaltenbleiben.
Die Staats- und Regierungs-
chefs sind nicht die einzigen,
die Europa machen, auch
die Bürger und die politisch
Aktiven an der Basis gehören
dazu. Wenn die erweiterte
Union nicht entwicklungs-
fähig bleibt, dann wird sie
nur ein leerer Rahmen sein,
in dem immer weniger
geschieht.
Diese Aussicht scheint ei-

nige Länder nicht beson-
ders zu beunruhigen - weil
es vorher auch irgendwie
ging?
Wir sind künftig 25 Mitglie-

der in der EU, nicht 15.
Umnoch einmal auf das, wie
ich finde, frappante Beispiel
mit dem dritten Pfeiler zu-
rückzukommen: Seit demVer-
trag von Maastricht, der die-
sen Bereichdefiniert hat, sagt
jeder Minister, auch Luc Frie-
den, es sei nichts geschehen.
Jahrelang wurdein Komitees,
Unterkomitees und auf inter-
gouvernementaler Ebene ver-
handelt - nichts passierte.
Und dies zu einer Zeit, in der
die internationale, organisier-
te Kri minalität eine grenz-
überschreitende Zusammen-
arbeit auf polizeilicher undju-
ristischer Ebene immer not-
wendiger macht. Man mussin
diesemBereichgemeinschaft-
liche Gesetze bekommen, da-
mit man effektiv arbeiten
kann. Sonst kommt Europa
nicht weiter.
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